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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
17. Juni 1999 
 
 
 
 

Az:  B 12 KR 27/98 R 

 

 

 
Landkreis Göttingen, 
vertreten durch die Stadt Göttingen, 
diese vertreten durch den Oberstadtdirektor, 
Hiroshimaplatz 1 - 4, 37083 Göttingen, 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 

g e g e n 
 
AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen, 
Kolumbusstraße 2, 30519 Hannover, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
beigeladen: 
 
.................................................................. . 
 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 17. Juni 1999 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  P e t e r s ,  den  

Richter   B a l z e r ,   die Richterin   H a r b e c k   sowie die ehrenamtliche 

Richterin   M ü l l e r   und den ehrenamtlichen Richter   Z ä h r i n g e r 

für Recht erkannt: 

 
Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 
16. Juli 1997 wird zurückgewiesen. 
 
Der Kläger hat dem Beigeladenen dessen außergerichtliche Kosten des Revisionsverfah-
rens zu erstatten. Im übrigen sind außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens nicht 
zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten um den Versicherungsschutz des Beigeladenen in der Kranken-

versicherung. 

 

Der Beigeladene ist freiwilliges Mitglied der beklagten Krankenkasse. Er leidet an 

Multipler Sklerose. Die Krankheit bestand bereits, als er der Rechtsvorgängerin der 

Beklagten im Januar 1987 nach § 176 Abs 1 Satz 1 Nr 7 der 

Reichsversicherungsordnung (RVO) als Teilnehmer an einem studienvorbereitenden 

Sprachkurs beitrat. Die Beklagte entschied im Jahre 1988, daß der Anspruch auf Kas-

senleistungen wegen der Multiplen Sklerose nach § 310 Abs 2 RVO ausgeschlossen sei 

(Bescheid vom 25. Februar 1988; Widerspruchsbescheid vom 8. September 1988).  

 

Der Kläger ist der für den Beigeladenen zuständige Sozialhilfeträger. Er gewährte neben 

der Hilfe zum Lebensunterhalt seit April 1988 Krankenhilfe für die vom Leistungsaus-

schluß betroffene Krankheit. Im Jahre 1993 machte er gegenüber der Beklagten einen 

Erstattungsanspruch geltend, weil § 310 Abs 2 RVO seit dem Inkrafttreten des Gesund-

heits-Reformgesetzes (GRG) und des Sozialgesetzbuchs - Gesetzliche Krankenversiche-

rung (SGB V) am 1. Januar 1989 nicht mehr gelte. Die Beklagte lehnte die Kostenerstat-

tung mit Schreiben vom 22. Oktober 1993 ab.  

 

Der Kläger hat im Mai 1994 Klage erhoben. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage, die auf 

Erstattung der Kosten gerichtet war, abgewiesen (Urteil vom 18. Oktober 1995). Der Klä-

ger hat Berufung eingelegt. Im Berufungsverfahren hat er beantragt festzustellen, daß der 

Krankenversicherungsschutz des Beigeladenen bei der Beklagten die Multiple Sklerose 

des Beigeladenen umfasse. Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückge-

wiesen (Urteil vom 16. Juli 1997). Die Feststellungsklage sei nach § 55 Abs 1 des Sozial-

gerichtsgesetzes (SGG) zwar zulässig, aber unbegründet. Die Beklagte habe mit binden-

dem Bescheid festgestellt, daß Kassenleistungen wegen der Multiplen Sklerose ausge-

schlossen seien. Der Ausschluß bleibe auch vom 1. Januar 1989 an wirksam. 

 

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des Klägers. Er rügt die Verletzung des § 11 

Abs 1 Nr 4 iVm § 27 SGB V. Der Anspruch des Beigeladenen sei entgegen der Ansicht 

des LSG nicht ausgeschlossen. § 310 Abs 2 RVO sei durch das GRG aufgehoben wor-

den. Aus dem Fehlen einer Übergangsregelung müsse geschlossen werden, daß nur 

noch die Vorschriften des SGB V maßgeblich seien. Darin sei ein Leistungsausschluß der 

vorliegenden Art nicht vorgesehen.  

 

Der Kläger beantragt, 
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unter Abänderung des Urteils des LSG vom 16. Juli 1997 festzustellen, daß der 

Krankenversicherungsschutz des Beigeladenen bei der Beklagten die vor dem 

1. Januar 1989 entstandene Multiple Sklerose umfaßt. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Einem Erstattungsanspruch des Klägers stehe die Tatbestands- und 

Feststellungswirkung der Entscheidung über den Leistungsausschluß entgegen, die sie 

(die Beklagte) gegenüber dem Beigeladenen getroffen habe. Im übrigen lasse nach der 

ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zum intertemporalen 

Verwaltungsrecht das neue Recht Rechtsverhältnisse, die bereits durch einen 

bestandskräftigen Verwaltungsakt festgestellt worden seien, unberührt.  

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist unbegründet. 

 

Streitig ist im Revisionsverfahren nur die vom Kläger beantragte Feststellung, daß der 

Krankenversicherungsschutz des Beigeladenen bei der Beklagten die Multiple Sklerose 

umfaßt. Nur diesen Feststellungsantrag hat der Kläger im Berufungs- und Revisionsver-

fahren gestellt und nur gegen die Abweisung dieses Antrags durch das Berufungsgericht 

wendet sich die Revision. 

 

Das LSG hat die Berufung des Klägers mit dem Feststellungsantrag im Ergebnis mit 

Recht zurückgewiesen. Es hätte jedoch über die Feststellungsklage nicht in der Sache 

entscheiden dürfen, weil die Feststellungsklage bereits unzulässig ist. Die Beklagte hat 

über den Umfang des Krankenversicherungsschutzes, soweit er hier festgestellt werden 

soll, bereits im Bescheid vom 25. Februar 1988 und Widerspruchsbescheid vom 

8. September 1988 entschieden. Diese Bescheide, die eine Leistungsbeschränkung nach 

§ 310 Abs 2 RVO regelten, haben als Statusbescheide Tatbestandswirkung. Solange sie 

wirksam sind, steht nicht nur zwischen dem Versicherten und der Krankenkasse fest, daß 

für die Krankheit keine Leistungsansprüche bestehen. Auch Dritte können gegenüber der 

Krankenkasse nicht geltend machen, sie sei dem Versicherten zu solchen Leistungen 

verpflichtet. Ein Bescheid über den Leistungsausschluß wegen einer Vorerkrankung 

schließt deshalb auch Erstattungsansprüche eines anderen Sozialleistungsträgers nach 

den §§ 102 ff des Sozialgesetzbuchs - Verwaltungsverfahren (SGB X) aus (SozR 3-2200 

§ 310 Nr 1; vgl zur Tatbestandswirkung von Statusbescheiden auch BSG SozR 2200 

§ 381 Nr 5 und SozR 2200 § 176c Nr 3). Dritte können einen solchen Bescheid ebenso-

wenig anfechten wie einen die Mitgliedschaft ablehnenden Bescheid (vgl hierzu BSGE 70, 
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99, 101 = SozR 3-1500 § 54 Nr 15 S 38 f). Soweit dem Sozialhilfeträger als Drittem die 

Befugnis fehlt, einen Bescheid anzufechten, und deshalb eine von ihm erhobene Anfech-

tungsklage unzulässig wäre, kann er das Fehlen der Anfechtungsbefugnis nicht dadurch 

ausgleichen, daß er eine Feststellungsklage erhebt, die das im Bescheid geregelte 

Rechtsverhältnis zum Gegenstand hat. Die Feststellungsklage ist dann auf das gerichtet, 

was mit der Anfechtungsklage nicht geltend gemacht werden könnte und deshalb ebenso 

unzulässig wie die Anfechtungsklage. Der Senat hat deshalb bereits wiederholt entschie-

den, daß für die Feststellungsklage das nach § 55 Abs 1 SGG notwendige Feststellungs-

interesse fehlt, wenn über die begehrte Feststellung bereits ein bindender Bescheid vor-

liegt (BSGE 70, 99, 104 = SozR 3-1500 § 54 Nr 15, 40 f und BSG SozR 3-5910 § 91a 

Nr 2).  

 

Die Feststellungsklage ist hier nicht aus anderen Gründen zulässig. Der Verwaltungsakt 

über den Leistungsausschluß nach § 310 Abs 2 RVO ist weiter wirksam. Würde die Auf-

hebung dieser Vorschrift durch das GRG bedeuten, daß auch für bereits vor dem 

1. Januar 1989 bestehende Versicherungsverhältnisse der Leistungsausschluß nicht 

mehr gilt, wie dies der Kläger meint, so läge zwar eine Änderung der rechtlichen Verhält-

nisse vor. Allein deswegen wäre aber die Wirksamkeit des gegenüber dem Beigeladenen 

ergangenen Verwaltungsaktes über den Leistungsausschluß nach § 310 Abs 2 RVO nicht 

beendet. Verwaltungsakte mit Dauerwirkung, zu denen auch Bescheide über die Fest-

stellung von Leistungsausschlüssen nach § 310 Abs 2 RVO gehören, sind bei einer we-

sentlichen Änderung der rechtlichen Verhältnisse nach § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X aufzu-

heben und bleiben nach § 39 Abs 2 SGB X wirksam, solange sie nicht aufgehoben sind. 

 

Einer der anderen in § 39 Abs 2 SGB X genannten Gründe für die Beendigung der Wirk-

samkeit eines Verwaltungsaktes liegt hier nicht vor. Insbesondere hat sich der frühere 

Bescheid über den Leistungsausschluß nicht allein durch die Aufhebung des § 310 Abs 2 

RVO auf andere Weise erledigt. Ein Verwaltungsakt verliert seine Wirksamkeit auf andere 

Weise etwa, wenn er im Rahmen eines Rechtsverhältnisses ergeht, das seinerseits durch 

einen anderen Verwaltungsakt geregelt wird, dessen Wirksamkeit endet. So verliert eine 

Beitragsfestsetzung bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung ihre 

Wirksamkeit wegen Erledigung auf andere Weise, wenn die freiwillige Versicherung endet 

(vgl hierzu BSG SozR 3-2500 § 186 Nr 7, demnächst auch in BSGE 83). Der Senat läßt 

offen, ob Verwaltungsakte ihre Wirksamkeit auch dann durch Erledigung auf andere 

Weise iS des § 39 Abs 2 SGB X verlieren können, wenn sie ausnahmsweise 

Versicherungsverhältnisse festgestellt haben, die schon kraft Gesetzes bestehen und im 

Regelfall nicht durch Verwaltungsakt geregelt werden. Dieses könnte etwa zutreffen, 

wenn aufgrund eines bestimmten gesetzlichen Tatbestandes Versicherungspflicht 

festgestellt worden ist, dann der Versicherungspflicht-Tatbestand durch Gesetz geändert 

und die Änderung kraft Gesetzes wirksam wird (vgl zu einem solchen Fall BSG SozR 

3-5420 § 2 Nr 1). Ein vergleichbarer Sachverhalt liegt hier indes nicht vor. Der Bescheid 
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über einen Leistungsausschluß für eine bei Beginn der Versicherung bereits bestehende 

Krankheit ergeht im Rahmen eines bestehenden Versicherungsverhältnisses eines 

freiwilligen Mitglieds. Ein solcher Ausspruch ist statusbestimmend und bedarf zu seinem 

Wirksamwerden regelmäßig einer Regelung durch Bescheid, der hier gegenüber dem 

Beigeladenen auch ergangen ist. Gleiches gilt für eine Beendigung des 

Leistungsausschlusses. Eine Vorschrift, die einen nach früherem Recht durch Bescheid 

festgestellten Leistungsausschluß kraft Gesetzes aufhebt, gibt es nicht. 

 

Im vorliegenden Rechtsstreit war demnach nicht in der Sache über die Frage zu ent-

scheiden, ob Leistungsausschlüsse nach § 310 Abs 2 RVO seit dem 1. Januar 1989 fort-

bestehen. 

 

Die Revision des Klägers war hiernach unbegründet und zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.  
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